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Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die direkten 

Kantonssteuern 

vom ... 

Betroffene Erlasse (SGF Nummern): 

Neu: – 

Geändert: 631.1 

Aufgehoben: – 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

nach Einsicht in die Botschaft 2023-DFIN-54 des Staatsrats vom 27. August 
2024; 

auf Antrag dieser Behörde, 

beschliesst: 

I. 

Der Erlass SGF 631.1 (Gesetz über die direkten Kantonssteuern (DStG), vom 
06.06.2000) wird wie folgt geändert: 

Art.  23 Abs. 3 (geändert) 

3 Leibrentenversicherungen sowie Leibrenten- und Verpfründungsverträge 
sind im Umfang ihres Ertragsanteils steuerbar. Dieser bestimmt sich wie folgt: 

a) (neu) Bei garantierten Leistungen aus Leibrentenversicherungen, die dem 
eidgenössischen Versicherungsvertragsgesetz vom 2. April 1908 (VVG) 
unterstehen, ist der im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses auf der 
Grundlage von Artikel 36 Abs. 1 des eidgenössischen 
Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 17. Dezember 2004 bestimmte 
maximale technische Zinssatz (m) während der gesamten Vertragsdauer 
massgebend: 

https://bdlf.fr.ch/data/631.1/de
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1. Ist dieser Zinssatz grösser als null, so berechnet sich der 
Ertragsanteil, auf den nächstliegenden ganzen Prozentwert auf- 
oder abgerundet, wie folgt: 
Ertragsanteil = [1 - ((1 + m)²² - 1) / (22 · m · (1 + m)²³)] · 100 % 

2. Ist dieser Zinssatz negativ oder null, so beträgt der Ertragsanteil 
null Prozent. 

b) (neu) Bei Überschussleistungen aus Leibrentenversicherungen, die dem 
VVG unterstehen, entspricht der Ertragsanteil 70 % dieser Leistungen. 

c) (neu) Bei Leistungen aus ausländischen Leibrentenversicherungen, aus 
Leibrenten- und aus Verpfründungsverträgen ist die Höhe der um 0,5 
Prozentpunkte erhöhten annualisierten Rendite zehnjähriger 
Bundesobligationen (r) während des betreffenden Steuerjahres und der 
neun vorangegangenen Jahre massgebend: 

1. Ist diese Rendite grösser als null, so berechnet sich der 
Ertragsanteil, auf den nächstliegenden ganzen Prozentwert auf- 
oder abgerundet, wie folgt: 
Ertragsanteil = [1 - ((1 + r)²² - 1) / (22 · r · (1 + r)²³)] · 100 % 

2. Ist diese Rendite negativ oder null, so beträgt der Ertragsanteil null 
Prozent. 

Art.  34 Abs. 1 

1 Von den Einkünften werden abgezogen: 

b) (geändert) die dauernden Lasten sowie der Ertragsanteil nach Artikel 23 
Abs. 3 Bst c der Leistungen aus Leibrenten- und aus 
Verpfründungsverträgen; 

Art.  37 Abs. 5 (aufgehoben) 

5 Aufgehoben 

Art.  121 Abs. 2 (geändert)
 

2 Für Eigenkapital, das auf Beteiligungsrechte nach Artikel 111 und 112, auf 
Rechte nach Artikel 103a und auf konzerninterne Darlehen entfällt, wird sie 
zum Satz von 0,1 ‰ berechnet. 

Art.  139 Abs. 3 (neu) 

3 Im Rahmen der Steuerhoheit der Konfessionsgemeinschaften nach Artikel 12 
des Gesetzes vom 26. September 1990 über die Beziehungen zwischen den 
Konfessionsgemeinschaften und dem Staat unterliegen Personen, die in den 
Pfarreien (Kirchgemeinden) mit Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Erhebung von Kirchensteuern betraut sind oder daran mitwirken, dem 
Steuergeheimnis. 
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Art.  147 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (neu) 

1 Veranlagungs- und Bussenverfügungen werden der steuerpflichtigen Person 
schriftlich eröffnet; sie enthalten eine Rechtsmittelbelehrung. Die übrigen 
Verfügungen und Entscheide müssen zudem eine Begründung enthalten. Die 
Eröffnung erfolgt mit Postzustellung. Mit dem ausdrücklichen schriftlichen 
Einverständnis der steuerpflichtigen Person kann die Eröffnung auf dem 
elektronischen Weg erfolgen. 

3 Die Veröffentlichung im Amtsblatt nach Absatz 2 erfolgt nach den 
Vorschriften nach Artikel 9c des Gesetzes vom 16. Oktober 2001 über die 
Veröffentlichung der Erlasse und des Amtsblatts (VEG). Darin werden die 
verfügende Behörde, die betroffenen Steuern und Steuerperioden sowie die 
Rechtsmittel genannt. Es wird auch darauf hingewiesen, dass die 
steuerpflichtige Person die vollständige Verfügung bei der zuständigen 
Behörde einsehen kann. 

Art.  160 Abs. 1 

1 Gegenüber der steuerpflichtigen Person sind zur Ausstellung schriftlicher 
Bescheinigungen verpflichtet: 

c) (geändert) Versicherer über den Rückkaufswert von Versicherungen und 
über die aus dem Versicherungsverhältnis ausbezahlten oder 
geschuldeten Leistungen; bei Leibrentenversicherungen, die dem VVG 
unterstehen, müssen sie zusätzlich das Abschlussjahr, die Höhe der 
garantierten Leibrente, den gesamten steuerbaren Ertragsanteil nach 
Artikel 23 Abs. 3 sowie die Überschussleistungen und den Ertragsanteil 
aus diesen Leistungen nach Artikel 23 Abs. 3 Bst. b ausweisen; 

Art.  162 Abs. 1 

1 Der Kantonalen Steuerverwaltung müssen für jede Steuerperiode eine 
Bescheinigung einreichen: 

e) (geändert) Arbeitgeber, die ihren Angestellten Mitarbeiterbeteiligungen 
einräumen, über alle für deren Veranlagung notwendigen Angaben; 

f) (neu) Arbeitslosenkassen über ausgerichtete Entschädigungen gemäss 
Artikel 30 Abs. 1 der Verordnung vom 31. August 1983 über die 
obligatorische Arbeitslosenversicherung und die 
Insolvenzentschädigung (AVlV). 

Art.  217a (neu) 

Hinterlegungspflicht 
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1 Bei Veräusserung eines Grundstücks, die der Einkommens- oder 
Gewinnsteuer oder der Grundstückgewinnsteuer unterliegt, sind die 
Vertragsparteien verpflichtet, 8 % des Kaufpreises bei einer Urkundsperson zu 
hinterlegen. 

2 Bei einem Verstoss gegen diese Bestimmung gilt Artikel 219 sinngemäss. 

3 Der unbezahlte Teil der Steuer wird durch ein gesetzliches Grundpfandrecht 
nach Artikel 217 sichergestellt. 

4 Veräusserungen in Anwendung der Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 
11. April 1889 über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) unterliegen nicht 
der Hinterlegungspflicht. In diesen Fällen wird die Einkommens- oder 
Gewinnsteuer oder die Grundstückgewinnsteuer gegebenenfalls durch ein 
gesetzliches Grundpfandrecht nach Artikel 217 sichergestellt. 

II. 

Keine Änderung von Erlassen in diesem Abschnitt. 

III. 

Keine Aufhebung von Erlassen in diesem Abschnitt. 

IV. 

Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht dem 
Finanzreferendum. 

Es tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 


